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§ 1: Einleitung 

A. Untersuchungsinteresse 

Die Mitwirkung von Ausschüssen auf allen Ebenen des politischen Lebens ist 
ursprünglich eine anglo-amerikanische Tradition I. Eine solche Einbindung viel-
köpfiger und meist auch vielstimmiger Gremien in den Prozeß der Entscheidungs-
findung wird jedoch wiederholt als hemmender Faktor kritisiert. Winston Churchill 
etwa bemerkte einmal über die englischen committees: ,We are overrun by them, 
like the Australians were by the rabbits·2 . 

Eine Inflation des Ausschußwesens muß für Deutschland gerade auch auf kom-
munaler Ebene konstatiert werden. Dieses Phänomen äußert sich für die Gemein-
den aber nicht nur in der großen Anzahl bestehender Ausschüsse der Vertretungs-
körperschaften3, sondern vor allem in der großen Anzahl der diesen Gremien ange-
hörenden Mitglieder: so ist es in der Praxis nicht ungewöhnlich, daß ein Ausschuß 
bis zu 22 Mitglieder zählt4 • Ursache für diese Aufblähung ist aber nicht etwa, daß 
sich die Ausschüsse aus einer größeren Zahl von Gemeindevertretern zusammen-
setzen. Vielmehr sind es Personen ohne Mandat in der Gemeindevertretung, soge-
nannte sachkundige Bürger oder Einwohner, die für diesen Größenzuwachs der 
Gremien verantwortlich sind. Die Durchdringung gemeindlicher Ausschüsse mit 
solchen Ausschußmitgliedern ist beeindruckend. So wurden in den Ausschüssen 
der Gemeinden und Landkreise von Sachsen-Anhalt fast 1800 sachkundige Ein-
wohner gezählt5 , nach den Ergebnissen einer Umfrage des Verfassers bei den 23 
kreisfreien Städten des Landes Nordrhein-Westfalen haben deren Vertretungen ins-
gesamt 1192 sachkundige Bürger und Einwohner in ihre Ausschüsse gewählt6 . 

Legt man nunmehr zugrunde, daß den Parlamenten der kreisfreien Städte in Nord-
rhein-Westfalen insgesamt nur 1541 Mandatsträger angehören7, wirken in den 

I Ausführlich hierzu K. C. Wheare, Government By Committee, S. 12 ff. 
2 W Churchill, The Second World War, S. 606. 
3 So hat etwa der Rat der Stadt Düsseldorf 20 Ausschüsse gebildet, die Bonner Gemeinde-

vertretung sogar 21. 
4 Beispielsweise hat in Bonn der Ausschuß für Soziales, Multikulturelles und Wohnungs-

wesen eine derart große Anzahl von Mitgliedern. 
S Antwort der Landesregierung auf eine Große Anfrage vom 15.8. 1996, LT-Drucks. 2/ 

2532, S. 12. 
6 Siehe näheres zu dieser Umfrage unten bei § 3, 8.11., S. 67 ff. 
7 Zur Größe der Gemeindevertretungen vgl. die Vorgabe in § 3 Abs. 2 KWG NW. 

2 Wacker 
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Ausschüssen von der absoluten Zahl her fast ebenso viele sachkundige Bürger und 
Einwohner wie Mitglieder der Vertretungskörperschaften mit. 

Im Gegensatz zu dieser greifbaren praktischen Bedeutung der Institution steht 
das wissenschaftliche Interesse an einer solchen Form der bürgerschaftlichen Mit-
wirkung. Bisher liegt zu diesem Thema lediglich eine über vierzig Jahre alte Mo-
nographie des späteren Oberstadtdirektors von Münster Hermann Fechtrup vor8 . 

Diese Arbeit betraf allerdings nur den sachkundigen Bürger, die erst später einge-
führte Rechtsfigur des sachkundigen Einwohners wurde nicht behandelt. Zudem 
beschränkte sich Fechtrup auf die Rechtslage nach der nordrhein-westfälischen 
Gemeindeordnung. 

Über diesen Ansatz versucht die vorliegende Arbeit hinauszugehen. Anspruch 
ist dabei zunächst, die Institution des sachkundigen Bürgers und Einwohners 
nicht nur für ein einzelnes Land der Bundesrepublik Deutschland, sondern über-
greifend für alle Flächenländer darzustellen. Alle Länder, die eine solche Aus-
schußmitgliedschaft von Personen ohne Mandat in der Gemeindevertretung ken-
nen, sollen dabei gleichberechtigt Berücksichtigung erfahren; dieses gilt vor al-
lem für die in der Literatur bisher noch oftmals vernachlässigten neuen Länder. 
Denn trotz der landesrechtlichen Zersplitterung bestehen grundlegende Gemein-
samkeiten, die es zulassen, dieser Partizipationsform ein einheitliches dogmati-
sches Gefüge zu geben und eine kataloghafte Beschreibung zu vermeiden. Der 
Gefahr der Unübersichtlichkeit bei Zugrundelegung einer Vielzahl von Landes-
rechten kann hierbei durch die mögliche Bündelung und Gruppierung vergleich-
barer Regelungen begegnet werden, ebenso durch eine paradigmatische Be-
schränkung auf die Gemeinden unter Außerachtlasssung der Rechtslage in sonsti-
gen kommunalen Einheiten. Dabei stellt sich heraus, daß die Vielfalt der normati-
ven Ausgestaltungen unter rechts vergleichenden Aspekten den Zugang zu in 
dieser Weise noch nicht aufgeworfenen Gesichtspunkten eröffnet. Weiterhin will 
die Arbeit auf aktuelle Fragestellungen eingehen, die die Institution in ihren 
Grundlagen betreffen. Hier erweist sich, daß die wissenschaftliche Bedeutung des 
Themas nicht nur im gemeinderechtlichen Bereich liegt, sondern auch einschlägi-
ge verfassungs rechtliche Bezüge aufweist, vor allem hinsichtlich möglicher Spiel-
räume des Gesetzgebers. Schließlich will die Arbeit auch der kommunalen Praxis 
einen Leitfaden an die Hand geben, der sich in der alltäglichen Ausschußarbeit 
für sachkundige Bürger und Einwohner sowie alle sonstigen Beteiligten als Rat-
geber und Hilfe anbietet. Die Schrift will damit auch das bürgerschaftliche Ele-
ment in den Gemeinden stärken. 

8 H. Fechtrup. Der sachkundige Bürger im Gemeinderatsausschuß. 
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Zur Grundlegung der folgenden Ausführungen werden zunächst die gemeindli-
chen Ausschüsse als Tätigkeitsfeld sachkundiger Bürger und Einwohner beschrie-
ben und sodann deren Erscheinungsformen in den Gemeindeordnungen dargestellt 
(§ 2). Hier ist darauf hinzuweisen, daß von der Untersuchung nur sachkundige Bür-
ger und Einwohner in den im kommunalen Verfassungsrecht verankerten Aus-
schüssen erfaßt werden. Aus der Betrachtung scheiden mithin sachkundige Bürger 
und Einwohner in aufgrund von Sondergesetzen gebildeten Ausschüssen wie etwa 
dem Jugendhilfeausschuß9 aus, weisen diese Gremien doch zu den übrigen Aus-
schüssen hinsichtlich Zusammensetzung und Verfahren erhebliche Abweichungen 
auf, die sie als Fremdkörper im kommunalen Verfassungsrecht erscheinen lassen. 
Weiterhin muß auch die Rechtslage in Berlin, Bremen und Hamburg außer Be-
tracht gelassen werden. Mangels klarer Zweigliederung in Landes- und Kommu-
nalverwaltung läßt die Struktur dieser Stadtstaaten keinen direkten Vergleich zur 
kommunalen Ordnung der Flächenstaaten zu. Eine teilweise Ausnahme resultiert 
für Bremen aus dem Umstand, daß das Land kein Stadtstaat im eigentlichen Sinn 
ist, sondern aus den beiden Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven besteht. 
Von dem den Gemeinden nach Art. 145 Abs. 1 Bremer Verfassung zustehenden 
Recht, sich selbst eine Stadtverfassung zu geben, hat aber nur die Stadt Bremerha-
yen Gebrauch gemacht, während eine selbständige Gemeindeverfassung der Stadt 
Bremen nicht besteht IO• Deshalb ist es auch gerechtfertigt, die Gemeindeverfas-
sung der Stadt Bremerhaven in die Untersuchung mit einzubeziehen. 

Im Anschluß an diese Grundlegung wird zunächst die Entwicklungsgeschichte 
der heute gültigen Vorschriften über sachkundige Bürger und Einwohner anhand 
eines Abrisses ihrer historischen Vorläufer aufgezeigt, sodann die Bedeutung der 
Institution in der kommunalen Praxis beschrieben (§ 3). Hierbei wird das Hauptau-
genmerk auf der Frage liegen, ob Sachkunde oder vielmehr eine Partei zugehörig-
keit sich als maßgebliches Kriterium für eine Ausschußbestellung erweisen. Diese 
Untersuchung wird durch empirisches Zahlenmaterial abgesichert. 

Sodann sollen die verfassungsrechtlichen Vorgaben für gesetzilche Vorschriften 
über sachkundige Bürgers und Einwohner herausgearbeitet werden (§ 4). Neben 
der Vereinbarkeit der Institution mit den Grundsätzen der demokratischen Legiti-
mation und der demokratischen Repräsentation soll geklärt werden, ob de lege fe-
renda auch Ausländer zu stimmberechtigten Mitgliedern beschließender Aus-
schüsse berufen werden können. Die Abklärung der Grenzen der kommunalen Or-
ganisationshoheit in Bezug auf sachkundige Bürger und Einwohner wird diese ver-
fassungsrechtliche Perspektive abrunden. 

9 Siehe hierzu etwa ausführlich H.-i. David. Jugendhilfeausschuß. 
10 H. Heise. Kornrnunalverfassungsrecht Bremen, in: HdKWP, Band 2, S. 310 ff. 
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